
Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 14 / 261
14. Wahlperiode 14. 08. 2006

Antrag
der Abg. Norbert Zeller u. a. SPD

und

Stellungnahme
des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport

Handynutzung an baden-württembergischen Schulen

A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,

die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1. welche rechtlichen und pädagogischen Möglichkeiten eine Schule hat, den
Handyumgang von Schülerinnen und Schülern in der Schule zu kontrollie-
ren bzw. einzuschränken oder zu untersagen;

2. ob eine Schule überhaupt die rechtliche Möglichkeit hat, Schülerinnen und
Schülern das Mitbringen einer bestimmten Art von Handys in die Schule
zu verbieten;

3. weshalb eine Schule derzeit ein generelles Handyverbot nicht aussprechen
kann, und welche gesetzliche Änderungen notwendig wären, um ein gene-
relles Handyverbot auszusprechen;

4. unter welchen rechtlichen Voraussetzungen eine Lehrkraft – entsprechend
den Anregungen von Landespolizeidirektor Hetger – das Handy einer
Schülerin bzw. eines Schülers auf Gewaltvideos und pornografische Vi-
deos und Bildern untersuchen darf;

5. wann bzw. in welcher Situation eine Lehrkraft berechtigt ist, gegen den
Willen des Betroffenen ein Handy wegzunehmen, und inwiefern es sich
um einen Eingriff in die Grundrechte eines Schülers handelt.

14. 08. 2006

Zeller, Bayer, Kaufmann, Queitsch, Staiger SPD
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B e g r ü n d u n g

Der baden-württembergische Polizeipräsident hat in einer Pressemitteilung
vor der Zunahme von Gewaltvideos und pornografischen Darstellungen auf
Schülerhandys gewarnt. Brutale Körperverletzungen, Tötungen, Vergewalti-
gungen und Hinrichtungen werden gezeigt und von Schülern untereinander
kabellos ausgetauscht. Die Polizei rief Eltern und Lehrer auf, sich mit den
Funktionen moderner Handygeräte vertraut zu machen und diese gegebenen-
falls wegzunehmen.

Entscheidend ist, dass zunächst pädagogisch reagiert wird und die Gefahren
von Gewalt und Pornografie thematisiert werden. Das Thema kann als Anlass
genommen werden, nicht nur über die Gefahren und rechtlichen Bestimmun-
gen aufzuklären, sondern den Kindern und Jugendlichen die dahinterstehen-
den ethisch-moralischen Grundsätze näher zu bringen. Oftmals fehlt hier ein
entsprechendes Unrechtsbewusstsein.

Das Handy ist für viele Kinder und Jugendliche ein aus ihrem Alltag nicht
wegzudenkender Gegenstand. Deshalb sollten Eltern überlegen, ob ihr Kind
ein Handy mit Bluethooth-Funktion benötigt oder ein einfaches Gerät ohne
diese Funktion ausreichend ist.

Eine große Unsicherheit besteht bezüglich der Handy-Nutzung an den baden-
württembergischen Schulen. Viele Schulleitungen und Lehrkräfte sind heute
verunsichert über die rechtlichen Handlungsmöglichkeiten, denn grundsätz-
lich bedarf jeder Eingriff in die Grundrechte des Schülers einer ausdrück-
lichen Ermächtigung im Gesetz. Dazu zählt das Verbot, Handys in die Schule
mitzubringen, das Verbot, sie in der Schule zu nutzen wie auch die „Sicher-
stellung“ von Handys, die während des Unterrichts klingeln. Schulen können
in ihren Schulordnungen den Umgang mit Handys selbst regeln. Rechtlich
unbestritten ist zwar, dass das Handy während des Unterrichts ausgeschaltet
bleiben muss, aber schon die Handynutzung während der Pause ist nicht ein-
deutig geklärt. Gerade in den Pausen aber werden häufig – von Lehrkräften
unbemerkt – Gewaltvideos und pornografische Bilder ausgetauscht.

Rechtsgrundlage für Maßnahmen ist derzeit § 23 Abs. 2 des Schulgesetzes,
wonach die Schule im Rahmen der Vorschriften berechtigt ist, die zur Auf-
rechterhaltung der Ordnung des Schulbetries und zur Erfüllung der ihr über-
tragenen unterrichtlichen und erzieherischen Aufgaben erforderlichen Maß-
nahmen zu treffen. Um aber für die Schulen Rechtssicherheit zu schaffen,
müssen weitergehende gesetzliche Regelungen im Schulgesetz getroffen
werden, die dem erzieherischen Auftrag der Schule gerecht werden – bis hin
zu der Möglichkeit, ein Handyverbot zu beschließen.

S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 30. August 2006 Nr. 31–6600.0/168 nimmt das Ministe-
rium für Kultus, Jugend und Sport zu dem Antrag wie folgt Stellung:

A l l g e m e i n e  Vo r b e m e r k u n g

Grundlage zur Beantwortung der Fragen ist die Generalklausel des § 23
Abs. 2 SchG. Danach ist die Schule im Rahmen der Vorschriften des Schulge-
setzes „berechtigt, die zur Aufrechterhaltung der Ordnung des Schulbetriebes
und zur Erfüllung der ihr übertragenen unterrichtlichen und erzieherischen
Aufgaben erforderlichen Maßnahmen zu treffen und örtliche Schulordnun-
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gen, allgemeine Anordnungen und Einzelanordnungen zu erlassen. Inhalt und
Umfang der Regelungen ergeben sich aus Zweck und Aufgabe der Schule.“

Neben Entscheidungen, welche den persönlichen Status des Schülers betref-
fen (z. B. Nichtversetzung, Feststellung der Sonderschulpflicht, Ausschluss
von der Schule) und die aus rechtsstaatlichen Gründen einer näher in das De-
tail gehenden Rechtsgrundlage bedürfen, bringt der schulische Alltag eine
Fülle von Entscheidungen mit sich, die jedenfalls als Einschränkung der all-
gemeinen Handlungsfreiheit gewertet werden müssen. Sie sind durch die
oben zitierte Generalklausel legitimiert, sofern sie entsprechend dem Wort-
laut dieser Norm mit dem Erziehungs- und Bildungsauftrag der Schule be-
gründet werden können.

Schon bisher wird auf § 23 Abs. 2 SchG das Wegnehmen von Gegenständen
gestützt, etwa wenn der Schüler mit einem gefährlichen Messer zur Schule
kommt. Die Schule kann diesen gefährlichen Gegenstand dem Schüler abneh-
men und die Eltern informieren, dass er zur Abholung bereitliegt. Bei Ver-
dacht der Mitnahme gesetzeswidriger Waffen (z. B. Springmesser, Schlagring)
kann die Schule vom Schüler auch verlangen, z.B. eine Tasche zu leeren.
Wenn er sich weigert, kann sie im äußerst seltenen Ausnahmefall damit dro-
hen, die Polizei zu holen. Im Prinzip müssen diese Rechtsgedanken auch auf
das Handy übertragen werden. Die Sache ist hier aber komplexer, weil das
Handy in der Regel schulordnungskonform sein wird und vor allem personen-
bezogene Daten des Schülers oder Dritter gespeichert hat. Daher muss hier
stärker differenziert werden.

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,
1. welche rechtlichen und pädagogischen Möglichkeiten eine Schule hat, den

Handyumgang von Schülerinnen und Schülern in der Schule zu kontrollie-
ren bzw. einzuschränken oder zu untersagen;

In Prüfungen ist bereits das Mitführen eines Handys aufgrund der hierfür gel-
tenden besonderen Regelungen eine Täuschungshandlung. Im Unterricht
muss das Handy ausgeschaltet bleiben. In den Pausen sollen die Schüler los-
gelöst von der unterrichtlichen Anspannung vor allem untereinander ins Ge-
spräch kommen, um die Kameradschaft zu pflegen und ggf. Spannungen und
Konflikte abzubauen. Daher hat die Schule auch das Recht, die Handybenut-
zung während der Pausen auf dem Schulhof jedenfalls einzuschränken.

2. ob eine Schule überhaupt die rechtliche Möglichkeit hat, Schülerinnen und
Schülern das Mitbringen einer bestimmten Art von Handys in die Schule zu
verbieten;

Generell das Mitführen eines Handys zu verbieten, ist mit dem Erziehungs-
und Bildungsauftrag nicht zu begründen. Solange das Handy ausgeschaltet
ist, kann es (außer in Prüfungen) nicht schulordnungswidrig sein. Anderer-
seits können die Eltern ein berechtigtes Interesse daran haben, ihre Kinder
vor Schulbeginn oder nach Schulende zu erreichen.

3. weshalb eine Schule derzeit ein generelles Handyverbot nicht aussprechen
kann, und welche gesetzliche Änderungen notwendig wären, um ein gene-
relles Handyverbot auszusprechen;

Generell das Mitbringen von Handys jeglicher Art zu verbieten, ist durch
§ 23 Abs. 2 SchG nicht legitimiert.
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4. unter welchen rechtlichen Voraussetzungen eine Lehrkraft – entsprechend
den Anregungen von Landespolizeidirektor Hetger – das Handy einer
Schülerin bzw. eines Schülers auf Gewaltvideos und pornografische Videos
und Bildern untersuchen darf;

Hier ist zu differenzieren:

• Die Schule ist zu solchen Eingriffen nur berechtigt, wenn sich die schul-
ordnungswidrigen Verhaltensweisen nach außen kundtun, wenn die Lehr-
kraft Schüler also beim Anschauen von Gewaltvideos oder pornografi-
schen Videos antrifft oder wenn sie davon erfährt. Was der Schüler privat
gespeichert hat, ist seinem Privatleben zuzuordnen, solange er die Inhalte
für sich behält und in der Schule nicht äußert.

• Da die Handys Inhalte aus dem Privatleben des Schülers haben können, ist
es nicht zu rechtfertigen, dass die Lehrkraft selbst die Tasten des Handys
drückt, um sich über die Inhalte zu vergewissern. Auch die für Videos und
Bilder vorgesehenen Speicher können ganz persönliche Inhalte haben.
Hier kann auch das Grundrecht des Post- und Fernmeldegeheimnisses be-
rührt sein. Die Schule wird den Schüler oder Mitschüler sehr ernst befra-
gen und das Handy ggf. für die Eltern zur Abholung bereithalten.

• Auch wenn nur ein begründeter Verdacht  vorliegt, dass solche Videos ge-
zeigt wurden, kann die Schule das Handy dem Schüler wegnehmen und es
den Eltern mit der Bitte geben, dem Verdacht nachzugehen.

• Es gibt Fälle, in denen Videos oder deren Weitergabe nicht nur dem Erzie-
hungs- und Bildungsauftrag der Schule zuwiderlaufen, sondern darüber hi-
naus auch gegen Strafgesetze verstoßen. Aber hier wird es auf äußerst sel-
tene, extreme Ausnahmefälle beschränkt bleiben. Es ist aber nicht ausge-
schlossen, dass die Schule die Polizei holt oder damit droht. Wenn die Po-
lizei in der Schule ermittelt, trägt sie und nicht die Schule die Verantwor-
tung für die Rechtmäßigkeit ihres Handelns.

5. wann bzw. in welcher Situation eine Lehrkraft berechtigt ist, gegen den
Willen des Betroffenen ein Handy wegzunehmen, und inwiefern es sich um
einen Eingriff in die Grundrechte eines Schülers handelt.

Die Schule kann das Handy immer dann wegnehmen, wenn es schulord-
nungswidrig gebraucht wird. Insoweit wird auf die obigen Ausführungen ver-
wiesen. Da die Schule das Handy nicht selbst durchsucht, ist das Eigentums-
recht, nicht aber das Post- oder Fernmeldegeheimnis oder das Recht auf in-
formelle Selbstbestimmung berührt. Die Schule ist verpflichtet, das Handy
zurückzugeben. Ob sie es dem Schüler oder den Eltern aushändigt, hängt von
den Umständen des Einzelfalles ab.

Rau
Minister für Kultus, Jugend und Sport

4



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (None)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages false
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /SyntheticBoldness 1.00
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 524288
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments false
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Preserve
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 600
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 600
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects true
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /DEU ()
  >>
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [1200 1200]
  /PageSize [595.276 841.890]
>> setpagedevice


